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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die  
Fahrrad-Kasko-Versicherung (AVB-Fahrrad-Kasko) 
Basis – Komfort – Premium  

(Stand 11/2020) 

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

mit diesen Versicherungsbedingungen wenden wir uns an Sie als unseren Versicherungsnehmer und Vertragspartner. Bitte lesen 
Sie die Bedingungen vollständig und aufmerksam durch und bewahren diese auf. Leider kommen wir nicht komplett ohne Fach-
begriffe aus. Sollte Ihnen etwas unklar sein, zögern Sie nicht sich bei uns zu melden. 

Ihre Bayerische

Abschnitt A1 – Leistungsumfang der Fahrrad-Kasko-Versicherung

§ 1  Versicherungsgegenstand 

(1) Versichert ist das im Versicherungsschein bezeichnete 
und durch Kaufnachweis (Händlerkaufbeleg bzw. Privat-
kaufvertrag im Original, ausgestellt auf den Namen des 
Versicherungsnehmers) beschriebene Fahrrad mit oder 
ohne Hilfsmotor (elektrounterstütztes Fahrrad bzw. Pede-
lec) 

 einschließlich der fest mit dem Fahrrad/Pedelec/E-Bike 
verbundenen und zur Funktion des Fahrrades gehören-
den Teile (wie Sattel, Lenker, Lampen, Gepäckträger) so-
wie das verwendete Schloss 

 innerhalb des geografischen Europas, den Anliegerstaa-
ten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln, Ma-
deira und den Azoren (24-Stunden-Deckung) 

 gegen die versicherten Gefahren nach A1 § 2 AVB. 

(2)  Versicherbar sind privat genutzte Fahrräder, Pedelecs/E-
Bikes mit einem Händlerverkaufspreis bis 10.000 EUR 
(inkl. der Teile gemäß Abschnitt 1), 

 die nicht versicherungs- oder führerscheinpflichtig 

 und bei Antragstellung nicht älter als 3 Jahre ab Kauf vom 
Händler sind. 

(3) Nicht versicherbar sind 

- Velomobile / vollverkleidete Fahrräder; 

- Fahrräder mit Carbon-Rahmen (Absicherung über die 
Tarifvarianten Komfort oder Premium); 

- Dirt-Bikes; 

- Eigenbauten von E-Bikes und Pedelecs; 

- Umbauten (Fahrräder, bei denen die nachträglich ange-
brachten oder ausgetauschten Fahrradteile 20 % des 
ursprünglichen Händlerverkaufspreises übersteigen); 

- Fahrräder ohne Original-Händlerkaufbeleg. 

Wird nach Prüfung zum Beispiel im Schadenfall festge-
stellt, dass das Fahrrad/Pedelec/E-Bike nicht versicher-
bar ist, wird der Vertrag rückwirkend aufgehoben. Bis da-
hin gezahlte Prämien werden rückerstattet. 

§ 2 Versicherte Gefahren und Leistungen 

(1)  Versichert sind alle Schäden am versicherten Fahrrad, 
Pedelec/E-Bike, die nicht unter die in A1 § 3 AVB genann-
ten Ausschlüsse fallen. 

(2)  Zu den versicherten Gefahren zählen insbesondere: 

 -  Diebstahl (auch Teilediebstahl); 

  Diebstahl von Akkus an Ladestationen; 

 -  Brand, Explosion, Blitzschlag; 

 -  Vandalismus; 

 -  Unfallschäden aus selbst verschuldeten Unfällen (mit 
polizeilicher Unfallaufnahme); 

 -  Fall- oder Sturzschäden; 

 -  Reparaturkosten; 

 -  Elementargefahren; 

 -  Elektronikschäden durch Nässe an Steuerungsgerä-
ten, Akku, Motor und Getriebe; 

 - Allgemeiner Verschleiß (ausgenommen sind war-
tungsrelevante Teile wie Bremsen und Bereifung); 

 - Produktions-, Konstruktions- oder Materialfehler 
(nach Ablauf der gesetzlichen Gewährleistungs-
pflicht); 

 - Bedienungsfehler durch Besitzer. 

(3)  Fahrradzubehör und Reisegepäck 

Der Versicherer leistet Entschädigung, wenn während 
des Gebrauchs des versicherten Fahrrades/Pedelecs/E-
Bikes Fahrradzubehör und/oder Reisegepäck durch Ge-
fahren nach A1 § 2 beschädigt oder zerstört wird. 

Nicht versichert sind Schäden durch Vergessen, Liegen-, 
Hängen-, Stehenlassen oder Verlieren. 

 Als Fahrrad- und Reisegepäck gilt ausschließlich: 

Fahrradkompass, Fahrradkorb, Fahrradtasche, Helm, 
Hygieneartikel, Isomatte, Kartenhalter, Kartenmaterial, 
Kindersitz, Kleidung, Kochgeschirr, Luftmatratze, Luft-
pumpe, Regenschutzplane, Schlafsack, Schleppstange, 
Schloss, Spiegel, Steckschutzblech, Tachometer (kein 
Multifunktionsgerät), Trinkflasche, Werkzeug/Flickzeug, 
Werkzeugtasche, Zelt. 

Die Entschädigung erfolgt zum Neuwert und ist auf 30% 
der Versicherungssumme, max. 1.000 EUR begrenzt. 

(4) Leistungserweiterungen Tarifvariante Komfort 

In der Leistungsvariante Komfort gelten abweichend zur 
Basis-Deckung auch Fahrräder mit Carbon-Rahmen ver-
sichert. 

(5)  Leistungserweiterungen Tarifvariante Premium 

In der Produktvariante Premium sind folgende Leistungen 
zusätzlich zu Basis und Komfort versichert: 

 a)  Inspektion 

  Die herstellerseitig vorgegebenen Inspektionen in 
den ersten 24 Monaten ab Neukaufdatum gelten mit-
versichert und werden nach Vorlage des Inspektions-
nachweises durch den Fachhändler (Reparaturrech-
nung im Original, ausgestellt auf den Namen des Ver-
sicherungsnehmers) einmal pro Jahr mit bis zu 100 
EUR erstattet. 

b) Fahrradzubehör und Reisegepäck 

Die Entschädigungsleistung beträgt abweichend zu 
A1 § 2 (3) AVB 100% der Versicherungssumme.  

(6) Entschädigungsleistungen, Selbstbeteiligung 
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Der Versicherer erstattet 

a) bei Totalverlust durch Diebstahl bzw. Teildiebstahl 
die tatsächlich angefallenen Kosten für eine Ersatz-
beschaffung in gleicher Art und Güte (Neuwert), ma-
ximal die vereinbarte Versicherungssumme. 

b)  die notwendigen Reparaturkosten (Ersatzteile in glei-
cher Art und Güte und Arbeitslohn), die die Verkehrs- 
und Funktionstüchtigkeit wiederherstellen, maximal 
die vereinbarte Versicherungssumme bei Beschädi-
gung oder Vandalismus. 

Voraussetzung für eine Entschädigung ist, dass die erfor-
derlichen und tatsächlich angefallenen Kosten der Wie-
derbeschaffung oder Reparatur (gleicher Art und Güte) 
nachgewiesen werden (Nachweis durch Händlerkaufbe-
leg bzw. Privatkaufvertrag oder Reparaturrechnung im 
Original, ausgestellt auf den Namen des Versicherungs-
nehmers).  

In der Leistungsvariante Komfort trägt der Versicherungs-
nehmer 50 EUR an jedem Schadenfall selbst (Selbstbe-
teiligung). 

Fairer Hinweis: 

Ausgeschlossen sind Räder, die von Privatpersonen 
ohne die vorbezeichneten Unterlagen und ohne den Pri-
vatkaufvertrag erworben wurden. 

Soweit im Versicherungsfall eine Entschädigung aus an-
deren Versicherungsverträgen beansprucht werden 
kann, gehen diese Leistungsverpflichtungen vor. 

§ 3 Ausschlüsse 

Nicht versichert sind: 

(1) Stehen- oder Liegenlassen, Verlieren des Fahrrades oder 
Diebstahlschäden, wenn das Fahrrad nicht entsprechend 
gegen Diebstahl gesichert wurde (s. A1 § 4 (1) a)); 

(3) Preissteigernde Umbauten, die dem Versicherer nicht 
mitgeteilt wurden; 

(4) Schäden durch Korrosion oder Oxidation; 

(5) Schäden durch Verschleiß an wartungsrelevanten Teilen 
wie Reifen und Bremsen; 

(6) Schäden durch den Verleih des versicherten Gegenstan-
des oder für die ein Dritter vertraglich einzustehen hat als 
Hersteller, Verkäufer, aus Reparaturauftrag oder sonsti-
gem vertraglichen Drittverhältnis; 

(7) Schäden, die nicht die Funktion der Sache beeinträchti-
gen (z. B. Schrammen oder andere Schäden an der La-
ckierung); 

(8) Schäden infolge von Manipulationen des Antriebssys-
tems oder durch nicht fachgerechte Ein- oder Umbauten 
sowie unsachgemäßer Reparaturen sowie ungewöhnli-
che insbesondere nicht den Herstellervorgaben entspre-
chende Verwendung oder Reinigung des Fahrrades; 

(9) Schäden am Akku, sofern dieser nicht entsprechend den 
Herstellerangaben geladen wurde; 

(10) Serienschäden sowie Rückrufaktionen seitens des 
Herstellers; 

(11) Schäden durch Wettfahrten zur Erzielung einer 
Höchstgeschwindigkeit, Radsportveranstaltungen (mit 
Übungs- und oder Trainingsfahrten) oder von Mountain-
bike Downhill-Fahrten sowie unsachgemäßer Gebrauch 
jeglicher Art; 

(12) Schäden, die vorsätzlich herbeigeführt und verur-
sacht wurden; 

(13) Trunkenheitsfahrten mit einem Blutalkoholgehalt ge-
mäß den gesetzlichen Vorgaben. 

§ 4 Besondere Obliegenheiten, Sorgfaltspflichten und 
Codierung 

(1) In Ergänzung zu B3 § 3 AVB obliegen dem Versiche-
rungsnehmer die folgenden Pflichten: 

 a) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, das versi-
cherte Fahrrad zum Schutz gegen Diebstahl, bei jeg-
licher Nichtbenutzung mit einem Sicherheitsschloss 
oder in geschlossenen Räumen, die nur vom Versi-
cherungsnehmer zugänglich sind, zu sichern. 

 Eine sachgerechte Sicherung stellt sicher, dass das 
Rad nicht von Fremden gefahren werden kann, nicht 
auf übliche Art und Weise geschoben werden kann 
oder durch zerstörungsfreies Entfernen des Schlos-
ses, durch ein Lösen von Bauteilen am Fahrrad oder 
durch Verformen von Fahrradteilen entsichert werden 
kann. 

Das versicherte Fahrrad ist mit einem Schloss mit 
mittlerem bis maximalem Sicherheitsstandard und ei-
nem Mindestpreis von 50 EUR zu sichern. Bei Ab-
schluss der Versicherung darf das Schloss nicht älter 
als zwei Jahre sein. 

 Die Kaufquittung für das Sicherheitsschloss muss 
von einem Fachhändler auf den Namen des Versi-
cherungsnehmers ausgestellt sein. 

 b) Der Versicherungsnehmer hat die üblichen Sorgfalts-
pflichten einzuhalten, z.B. das Fahrrad/Pedelec/E-
Bike nach Vorgabe des Herstellers in einem ord-
nungsgemäßen Zustand zu halten oder bei einer 
Fahrtpause sein Fahrrad/Pedelec/E Bike nebst Rei-
segepäck nicht unbeaufsichtigt oder unverschlossen 
abzustellen. 

 d) Bei Reparaturkosten, die voraussichtlich 250 EUR 
übersteigen, ist dem Versicherer vor Reparaturaus-
führung ein Kostenvoranschlag zur Genehmigung 
vorzulegen. 

 Bis zum Abschluss der Schadenregulierung ist das 
beschädigte Fahrrad bzw. sind die beschädigten 
Teile zur Besichtigung aufzubewahren. 

(2) Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen 

Es gelten die Bestimmungen von B3 § 3 (3) AVB zur Leis-
tungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung. 

§ 5 Wiederherbeigeschaffte Sachen 

(1) Anzeigepflicht 

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermit-
telt, hat der Versicherungsnehmer oder der Versicherer 
dies nach Kenntniserlangung unverzüglich dem Vertrags-
partner in Textform anzuzeigen. 

(2) Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung 

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent-
schädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält 
er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache 
innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfü-
gung stellt. 

Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Entschädi-
gung zurückzugeben. 

(3) Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung 

 a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-
handen gekommenen Sache zurückerlangt, nach-
dem für diese Sache eine Entschädigung in voller 
Höhe ihres Versicherungswerts gezahlt worden ist, 
so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung 
zurückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur 
Verfügung zu stellen. 

Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht in-
nerhalb von zwei Wochen nach Empfang einer 
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schriftlichen Aufforderung des Versicherers auszu-
üben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das 
Wahlrecht auf den Versicherer über. 

 b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer ab-
handen gekommenen Sache zurückerlangt, nach-
dem für diese Sache eine Entschädigung gezahlt 
worden ist, die bedingungsgemäß geringer als der 
Versicherungswert ist, so kann der Versicherungs-
nehmer die Sache behalten und muss sodann die 
Entschädigung zurückzahlen. 

Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen 
nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung des 
Versicherers nicht bereit, so hat der Versicherungs-
nehmer die Sache im Einvernehmen mit dem Versi-
cherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. 

Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält 
der Versicherer den Anteil, welcher der von ihm ge-
leisteten bedingungsgemäßen Entschädigung ent-
spricht. 

(4) Beschädigte Sachen 

Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so 
kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße 
Entschädigung in Höhe der Reparaturkosten auch dann 
verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen 
von (3) a) oder (3) b) bei ihm verbleiben. 

(5) Gleichstellung 

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, 
wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen. 

(6) Übertragung der Rechte 

Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurücker-
langte Sachen zur Verfügung zu stellen, so hat er dem 
Versicherer den Besitz, das Eigentum und alle sonstigen 
Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf diesen Sa-
chen zustehen. 
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Abschnitt A2 – Schutzbriefleistungen (sofern vereinbart)

§ 1  Was leistet Ihr Fahrrad-Schutzbrief? 

Nach einem Schadenfall unterstützen wir Sie mit aktiver 
Hilfe und übernehmen die folgenden Leistungen, um Sie 
schnellstmöglich wieder mobil zu machen. 

 Die Leistungen sind versichert, wenn das versicherte 
Fahrrad infolge einer Panne oder eines Unfalls nicht mehr 
fahrbereit ist oder  

 die versicherte Person durch einen Unfall mit dem versi-
cherten Fahrrad verletzt oder schwerwiegend erkrankt. 

§ 2 Leistungen ohne Mindestentfernung vom Wohnsitz 

(1) 24-Stunden Service 

Wir unterstützen Sie auch bei technischen Problemen mit 
Ihrem Fahrrad bei Anruf unserer 24-Stunden-Hotline 
durch Information über die nächstgelegene Fahrrad-
Werkstatt. 

(2) Pannenhilfe  

Sofern in der Nähe des Schadenortes eine qualifizierte 
mobile Pannenhilfe verfügbar ist und diese Leistung in zu-
mutbarer Zeit nach Schadenmeldung angeboten werden 
kann, sorgen wir für den Einsatz dieser mobilen Pannen-
hilfe am Leistungsort und übernehmen die hierdurch ent-
stehenden Kosten.  

Organisiert sich die versicherte Person diese Hilfeleistung 
selbst, übernehmen wir Kosten bis 50 EUR. 

Kosten für Ersatzteile übernehmen wir nicht. 

§ 3 Ab einer Entfernung von 10 km von Ihrem Wohnort 
erbringen wir folgende Leistungen 

(1)  Abschleppen  

Kann das Fahrrad an der Schadenstelle oder dem Leis-
tungsort nicht wieder fahrbereit gemacht werden, sorgen 
wir für das Abschleppen des Fahrrades einschließlich Ge-
päck bis zur nächsten geeigneten Fahrrad-Werkstatt und 
übernehmen die hierdurch entstehenden Kosten in unbe-
grenzter Höhe.  

Liegt der Wohnort näher als die nächste geeignete Fahr-
rad-Werkstatt, erfolgt das Abschleppen bis zum Wohn-
sitz.  

Ist ein von der versicherten Person gewünschter Zielort 
näher gelegen oder in gleicher Entfernung erreichbar, so 
kann der Abtransport nach einvernehmlicher Abstim-
mung mit der versicherten Person anstelle des Abschlep-
pens zur Fahrrad-Werkstatt bzw. zum Wohnsitz auch 
dorthin erfolgen. 

Für nicht von uns organisiertes Abschleppen erstatten wir 
die Kosten bis zu einem Höchstbetrag von 150 EUR.  

Zusätzlich übernehmen wir die Kosten für den separaten 
Transport von Gepäck und Ladung bis zu 200 EUR, wenn 
ein Transport zusammen mit dem Fahrrad nicht möglich 
ist. 

(2) Bergung 

Ist das versicherte Fahrrad nach einem Unfall von der 
Straße oder einem öffentlich befahrbaren Fahrradweg ab-
gekommen, sorgen wir für seine Bergung und/oder Ab-
transport einschließlich Gepäck und übernehmen die 
hierdurch entstehenden Kosten bis zu 2.000 EUR.  

Sofern die Bergung behördlich angewiesen ist, überneh-
men wir die entstehenden Kosten in voller Höhe.   

Fairer Hinweis:  

Die nachfolgend beschriebenen Leistungen erbringen wir 
auch, wenn Ihnen auf einer Reise das Fahrrad gestohlen 
wurde und Sie diesen Diebstahl polizeilich gemeldet haben. 

(3) Weiter- oder Rückfahrt 

Wir organisieren die Weiterfahrt zu Ihrem ständigen 
Wohnsitz im Inland oder zu Ihrem Zielort.  

Selbstverständlich gilt dies auch für die Rückfahrt vom 
Zielort zu Ihrem Wohnsitz sowie die Abholung des wieder 
fahrbereiten Fahrrades vom Schadenort.  

Wir übernehmen hierbei entstehende Kosten bis zur 
Höhe von 500 EUR für die 

a)  Fahrt vom Schadenort zum Wohnsitz oder für die 
Fahrt vom Schadenort zum Zielort, 

b)  die Rückfahrt vom Zielort zum Wohnsitz, 

c)  die Fahrt zum Schadenort für eine Person, wenn das 
wieder fahrbereite Fahrrad dort abgeholt werden soll. 

(4) Ersatzfahrrad 

Wir vermitteln Ihnen ein Ersatzfahrrad und übernehmen 
die Kosten für die Anmietung bis zur Wiederherstellung 
der Fahrbereitschaft oder bis zum Wiederauffinden des 
gestohlenen Fahrrads, sofern es in einem fahrbereiten 
Zustand ist.  

Wir zahlen dabei für längstens sieben Tage; maximal 50 
EUR je Tag.  

Nehmen Sie unsere Leistungen Weiter- und Rückfahrt (§ 
4 Ziffer 1) in Anspruch, übernehmen wir keine Ersatzfahr-
radkosten. 

(5) Übernachtungskosten 

Wir reservieren auf Wunsch eine Übernachtungsmöglich-
keit im nächstgelegenen Hotel und übernehmen die Über-
nachtungskosten für höchstens fünf Nächte bis zu dem 
Tag, an dem das Fahrrad wiederhergestellt wurde. 

Wir erstatten bis zu 80 EUR je Übernachtung.   

Nehmen Sie unsere Leistung Weiter- und Rückfahrt (§ 4 
Ziffer 1) in Anspruch, übernehmen wir die Übernach-
tungskosten nur für eine Nacht. 

(6) Fahrrad-Rücktransport 

Kann das Fahrrad am Schadenort oder in dessen Nähe 
nicht innerhalb von drei Werktagen fahrbereit gemacht 
werden und übersteigen die voraussichtlichen Reparatur-
kosten nicht den Betrag, der am Schadentag in Deutsch-
land für ein gleichwertiges gebrauchtes Fahrrad aufge-
wendet werden muss, sorgen wir für den Transport des 
Fahrrads zu einer Werkstatt an einem anderen Ort. 

Wir übernehmen die hierdurch entstehenden Kosten bis 
zur Höhe der Kosten für einen Rücktransport an Ihren 
ständigen Wohnsitz im Inland. Diese Leistung erbringen 
wir auch, wenn das Fahrrad nach einem Diebstahl wie-
deraufgefunden wird. 

Wird vor dem Rücktransport festgestellt, dass ein zum 
Fahrrad (E-Bike, Pedelec oder ähnliches) gehörender 
Akku beschädigt ist oder so beschädigt sein könnte, dass 
ein Transport nur als Gefahrgut zulässig ist, leisten wir 
nur für den Rücktransport des Fahrrades ohne Akku.  

(7) Fahrrad-Verschrottung 

Muss das versicherte Fahrrad im europäischen Ausland 
verzollt oder verschrottet werden, übernehmen wir die Er-
ledigung und die Kosten hierfür sowie die Kosten des 
Transportes vom Schadenort zum Einstellort.  

Aus der Verschrottung anfallende Resterträge werden an 
Sie ausbezahlt.  

Gepäck lassen wir zu Ihrem Wohnsitz transportieren, 
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wenn ein Transport zusammen mit dem gewählten Heim-
reisemittel nicht möglich ist.  

Die Kosten des Transportes übernehmen wir bis zum 
Wert der Bahnfracht.   

Eine Verzollung oder Verschrottung erfolgt nicht, wenn 
gesetzliche Bestimmungen dem entgegenstehen. 

(8) Notfall-Bargeld 

Geraten Sie auf einer Reise im Ausland durch den Verlust 
von Zahlungsmitteln in eine finanzielle Notlage, stellen wir 
den Kontakt zu Ihrer Hausbank her und vermitteln 
schnelle Auszahlung von Bargeld an Ihrem Reiseort.  

Ist dies nicht binnen 24 Stunden nach dem auf die Scha-
denmeldung folgenden Werktag möglich, stellen wir 
Ihnen ein zinsloses Darlehen von bis zu 1.500 EUR je 
Schadenfall zur Verfügung und tragen die Kosten für 
Überweisung und Auszahlung bis zu 100 EUR. 

§ 4 Geltungsbereich  

Versicherungsschutz besteht für Schadenfälle innerhalb 
des geografischen Europas, den Anliegerstaaten des 
Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln, Madeira und 
den Azoren.  

Die Erbringung der Assistance- und Versicherungsleis-
tungen erfolgt in den einzelnen Ländern entsprechend 
der lokalen Verfügbarkeit und den örtlichen Gegebenhei-
ten. 

§ 5 Begriffe 

(1) Ausland 

 Ausland sind alle Länder des Geltungsbereiches außer 
Deutschland.  

Als Ausland gilt nicht das Staatsgebiet, in dem Sie oder 
die mitversicherte Person einen Wohnsitz haben oder 
ständiger Berufsausübung nachgehen. 

(2) Leistungsort 

 Leistungsort ist eine Stelle am oder in der Nähe des 
Schadenortes, die mit dem Abschleppfahrzeug nach 
Straßenverkehrsordnung in zulässiger Weise und ver-
kehrstechnisch möglich erreichbar ist. 

 

(3) Panne 

Panne ist eine Störung (Betriebs-, Brems- oder Bruch-
schaden) am versicherten Fahrrad, aufgrund derer der 
Fahrtantritt oder eine Weiterfahrt nicht mehr möglich ist.  

Keine Pannen sind  

- entladene oder entwendete Akkus oder  

- fehlender Reifendruck, wenn dieser wiederum durch 
Gebrauch einer Luftpumpe behoben werden kann o-
der 

- ein nach Straßenverkehrsordnung unzulässiger Zu-
stand des Fahrrades, wenn dies zu einer Untersa-
gung der Weiterfahrt oder zu einer Situation führt, in 
der aufgrund des Hinzutretens weiterer von außen 
eintretender Umstände die Weiterfahrt unmöglich 
gemacht wird.  

(4) Pannenhilfe 

Pannenhilfe ist eine Wiederherstellung der Fahrbereit-
schaft am Schaden- bzw. Leistungsort, die mit den 
durch das Pannenhilfsfahrzeug üblicherweise mitgeführ-
ten Kleinteilen erfolgen kann.  

Nicht versichert sind Verschleißteile und diejenigen Er-
satzteile, die speziell im Schadenfall für diese Hilfeleis-
tung angefordert wurden. 

Unfall ist beim Ausfall des Fahrrades jedes Ereignis, das 
unmittelbar von außen mit mechanischer Gewalt auf das 
versicherte Fahrrad einwirkt, infolge dessen das Fahrrad 
nicht mehr fahrbereit ist.  

(5) Reise 

Reise ist jede Abwesenheit vom ständigen Wohnsitz. 

(6) Sie sind die versicherte Person. 

(7) Ständiger Wohnsitz ist der Ort in Deutschland, an dem 
Sie polizeilich gemeldet sind und sich überwiegend auf-
halten 
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Teil B – Allgemeiner Teil 

Abschnitt B1 - Beginn des Versicherungsschutzes, Beitragszahlung

§ 1 Beginn des Versicherungsschutzes  

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vorbehalt-
lich der Regelungen über die Folgen verspäteter Zahlung 
oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbeitrags.  

§ 2 Beitragszahlung, Versicherungsperiode  

(1) Je nach Vereinbarung werden die Beiträge im Voraus ge-
zahlt, entweder durchlaufende Zahlungen monatlich, vier-
teljährlich, halbjährlich, jährlich oder als Einmalbeitrag. 

(2) Die Versicherungsperiode beträgt ein Jahr. Das gilt auch, 
wenn die vereinbarte Vertragsdauer länger als ein Jahr 
ist. Ist die vereinbarte Vertragsdauer kürzer als ein Jahr, 
so entspricht die Versicherungsperiode der Vertrags-
dauer. Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Ver-
sicherungsschein angegebenen Zeitpunkt. Dies gilt vor-
behaltlich der Regelungen über die Folgen verspäteter 
Zahlung oder Nichtzahlung des Erst- oder Einmalbei-
trags.  

§ 3 Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags, Folgen ver-
späteter Zahlung oder Nichtzahlung  

(1) Fälligkeit des Erst- oder Einmalbeitrags 

 Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 
Dies gilt unabhängig von dem Bestehen eines Widerruf-
rechts.  

 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige 
Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen.  

 Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Absatz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung veran-
lasst ist. 

 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versi-
cherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen ab, 
ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen Mo-
nat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen.  

(2) Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug 

Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht rechtzeitig 
nach B1 § 3 (1) AVB gezahlt, so kann der Versicherer 
vom Vertrag zurücktreten, solange der Versicherungs-
nehmer die Zahlung nicht veranlasst hat.  

Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

(3) Leistungsfreiheit des Versicherers  

Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einma-
ligen Beitrag nicht rechtzeitig nach B1 § 3 (1) AVB zahlt, 
so ist der Versicherer für einen vor Zahlung des Beitrags 
eingetretenen Versicherungsfall nicht zur Leistung ver-
pflichtet. Voraussetzung ist, dass er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform (z. B. E-
Mail, Telefax oder Brief) oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der 
Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat.  

Die Leistungsfreiheit tritt nur ein, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung zu vertreten hat. 

§ 4 Folgebeitrag  

(1) Fälligkeit  

Ein Folgebeitrag wird entsprechend der vereinbarten 
Zahlungsweise jeweils zu Monats-, Vierteljahres-, Halb-
jahres- oder Jahresbeginn oder zu einem anderen verein-
barten Zeitpunkt fällig. 

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zur Fälligkeit ver-
anlasst wird. 

(2)  Verzug und Schadensersatz  

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug. Dies gilt 
nur, wenn er die verspätete Zahlung zu vertreten hat.  

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, 
Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.  

(3) Mahnung  

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zur Zah-
lung auffordern und eine Zahlungsfrist bestimmen (Mah-
nung). Die Zahlungsfrist muss von mindestens zwei Wo-
chen ab Zugang der Zahlungsaufforderung betragen. 

Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je 
Vertrag die rückständigen Beträge des Beitrags sowie der 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und auf die 
Rechtsfolgen (Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht) 
hinweist.  

(4) Leistungsfreiheit nach Mahnung  

Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs-
frist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungs-
nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalls mit der Zah-
lung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, 
so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung 
frei.  

(5)  Kündigung nach Mahnung  

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der ge-
schuldeten Beträge in Verzug, kann der Versicherer nach 
Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist mit sofor-
tiger Wirkung kündigen.  

Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist verbunden werden. Mit Fristablauf wird die Kündi-
gung wirksam, wenn der Versicherungsnehmer zu die-
sem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hierauf ist 
der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrück-
lich hinzuweisen.  

(6) Zahlung des Beitrags nach Kündigung  

Die Kündigung wird unwirksam, wenn die Zahlung inner-
halb eines Monats nach der Kündigung veranlasst wird. 
Wenn die Kündigung mit der Zahlungsfrist verbunden 
worden ist, wird sie unwirksam, wenn die Zahlung inner-
halb eines Monats nach Fristablauf veranlasst wird. 

Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach B1 § 4 (4) 
bleibt bis zur Zahlung bestehen. 

§ 5 Lastschriftverfahren  

(1) Pflichten des Versicherungsnehmers  

Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausrei-
chende Deckung des Kontos zu sorgen.  

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn 
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sie unverzüglich nach einer in Textform (z. B. E-Mail, Te-
lefax oder Brief) abgegebenen Zahlungsaufforderung des 
Versicherers erfolgt. 

(2) Fehlgeschlagener Lastschrifteinzug  

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein 
oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in Text-
form (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) zu kündigen.  

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den 
ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst zu 
übermitteln.  

Von Kreditinstituten erhobene Bearbeitungsgebühren für 
fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

§ 6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung  

(1) Allgemeiner Grundsatz  

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrags steht dem Ver-
sicherer nur derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeit-
raum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestan-
den hat.  

(2) Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, An-
fechtung und fehlendem versicherten Interesse  

 a) Widerruft der Versicherungsnehmer seine Vertrags-
erklärung innerhalb von 14 Tagen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang der Widerrufs-
erklärung entfallenden Teil der Beiträge zu erstatten. 

  Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der Wider-
rufsbelehrung auf das Widerrufsrecht, die Rechtsfol-
gen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hin-
gewiesen und der Versicherungsnehmer zugestimmt 
hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende der Wi-
derrufsfrist beginnt.  

  Ist die Widerrufsbelehrung nach Satz 2 unterblieben, 
hat der Versicherer zusätzlich den für das erste Ver-
sicherungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten. Dies 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat.  

 b)  Tritt der Versicherer wegen Verletzung einer vorver-
traglichen Anzeigepflicht vom Versicherungsvertrag 
zurück, so steht ihm der Beitrag bis zum Zugang der 
Rücktrittserklärung zu.  

  Wird der Versicherungsvertrag durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der 
erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so 
steht dem Versicherer eine angemessene Geschäfts-
gebühr zu.  

 c) Wird der Versicherungsvertrag durch Anfechtung des 
Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, 
so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Zugang 
der Anfechtungserklärung zu.  

 d)  Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung vollständig und dauerhaft weg, steht 
dem Versicherer der Beitrag zu, den er hätte bean-
spruchen können, wenn die Versicherung nur bis zu 
dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem der 
Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt hat.  

 e) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse 
bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn 
das Interesse bei einer Versicherung, die für ein künf-
tiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges In-
teresse genommen ist, nicht entsteht. Der Versiche-
rer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen. 

  Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch ei-
nen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, 
ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in die-
sem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem 
er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt.  
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Abschnitt B2 - Dauer und Ende des Vertrags/Kündigung

§ 1 Dauer und Ende des Vertrags  

(1)  Vertragsdauer  

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.  

(2) Stillschweigende Verlängerung  

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr. Er verlängert 
sich nicht, wenn einer der Vertragsparteien spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragslauf-
zeit eine Kündigung zugegangen ist.  

(3) Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag zum vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf.  

(4) Kündigung bei mehrjährigen Verträgen  

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des 
dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres kündi-
gen; die Kündigung muss dem Versicherer spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zuge-
gangen sein.   

(5) Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt ein versichertes Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung vollständig und dauerhaft weg, endet der Vertrag 
bezüglich dieses Interesses zu dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer vom Wegfall des Interesses Kenntnis er-
langt.  

 

§ 2 Kündigung nach Versicherungsfall  

(1)  Kündigungsrecht  

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalls kann jede der 
Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. 
Die Kündigung ist in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder 
Brief) zu erklären.  

Die Kündigung ist nur bis zum Ablauf eines Monats seit 
dem Abschluss der Verhandlungen über die Entschädi-
gung zulässig.  

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform (z. 
B. E-Mail, Telefax oder Brief) spätestens einen Monat 
nach der Zahlung, der Ablehnung oder der Zustellung der 
Klage zugegangen sein. 

(2) Kündigung durch Versicherungsnehmer  

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam.  

Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird.  

(3) Kündigung durch Versicherer  

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 
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Abschnitt B3 - Anzeigepflicht, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 
seines Vertreters bis zum Vertragsschluss 

(1) Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahr-
erhebliche Umstände  

 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) gefragt hat und 
die für den Entschluss des Versicherers erheblich sind, 
den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Diese Anzeigepflicht gilt auch dann, wenn der Versicherer 
dem Versicherungsnehmer nach seiner Vertragserklä-
rung, aber vor der Vertragsannahme Fragen im Sinn von 
Satz 1 in Textform stellt. 

 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von 
Absatz 1 und B3 § 1 (2) AVB sowohl die Kenntnis und die 
Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist 
des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen.  

 Der Versicherungsnehmer kann sich darauf, dass die An-
zeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt 
worden ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch 
dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last fällt.  

(2)  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht 

 a)  Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3 § 1 (1) Absatz 1 AVB, kann der Versi-
cherer vom Vertrag zurücktreten. Im Fall des Rück-
tritts besteht auch für die Vergangenheit kein Versi-
cherungsschutz.  

 Der Versicherer hat jedoch kein Rücktrittsrecht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die un-
richtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat.  

 Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob 
fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder an-
deren Bedingungen geschlossen hätte. 

 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der unvollständig oder unrichtig ange-
zeigte Umstand weder für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistung ursächlich war. Auch in diesem Fall be-
steht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt 
hat.  

b) Kündigung  

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach B3 § 1 (1) Absatz 1 AVB leicht fahrlässig 
oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag 
kündigen.  

 Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versiche-
rer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingun-
gen geschlossen hätte.  

c) Vertragsänderung 

 Hat der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach B3 § 1 (1) Absatz 1 AVB nicht vorsätzlich ver-
letzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Gefahrumstände den Vertrag auch zu 

anderen Bedingungen geschlossen, so werden die 
anderen Bedingungen auf Verlangen des Versiche-
rers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom 
Versicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverlet-
zung werden die anderen Bedingungen ab der lau-
fenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In dieser Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht 
hinzuweisen. 

(3)  Frist und Form für die Ausübung der Rechte des Versi-
cherers 

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung muss der Versicherer innerhalb eines Mo-
nats schriftlich geltend machen. Dabei hat er die Um-
stände anzugeben, auf die er seine Erklärung stützt. Zur 
Begründung kann er nachträglich weitere Umstände in-
nerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung an-
geben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht 
und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm je-
weils geltend gemachte Recht begründen. 

(4) Hinweispflicht des Versicherers 

 Die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung stehen dem Versicherer nur zu, wenn er 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf die Folgen 
der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat. 

(5)  Ausschluss von Rechten des Versicherers  

 Der Versicherer kann sich auf seine Rechte zum Rücktritt, 
zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, 
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die 
Unrichtigkeit der Anzeige kannte.  

(6) Anfechtung  

 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt bestehen. 

(7)  Erlöschen der Rechte des Versicherers   

 Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur Kündi-
gung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von 
fünf Jahren nach Vertragsschluss. Diese Rechte erlö-
schen nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser 
Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn 
der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die Anzei-
gepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat. 

§ 2  Gefahrerhöhung  

(1)  Begriff der Gefahrerhöhung 

 a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 
die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder 
eine Vergrößerung des Schadens oder die unge-
rechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 
wahrscheinlicher wird. 

 b)  Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher Um-
stand ändert, nach dem der Versicherer vor Vertrags-
schluss gefragt hat. 
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 c)  Eine Gefahrerhöhung nach B3 § 2 (1) a) AVB liegt 
nicht vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich er-
höht hat oder nach den Umständen als mitversichert 
gelten soll.  

(2)  Pflichten des Versicherungsnehmers 

 a)  Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

 b)  Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen. 

 c)  Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis er-
langt hat. 

(3)  Kündigung oder Vertragsänderung durch den Versicherer  

 a)  Kündigungsrecht  

 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach B3 § 2 (2) a) AVB, kann der Versicherer 
den Vertrag fristlos kündigen, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen.  

 Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat kündigen. 

 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach B3 § 2 (2) b) AVB und B3 § 2 (2) c) AVB 
bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen.  

 b) Vertragsänderung  

Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten Bei-
trag verlangen oder die Absicherung der erhöhten 
Gefahr ausschließen.  

Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der Ver-
sicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr aus, 
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kün-
digen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen.  

(4)  Erlöschen der Rechte des Versicherers  

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsan-
passung nach B3 § 2 (3) AVB erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers von der 
Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden 
hat.  

(5)  Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 

 a)  Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungs-
fall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten nach B3 § 2 (2) a) AVB vorsätzlich verletzt 
hat. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflich-
ten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu be-
weisen.  

 b)  Nach einer Gefahrerhöhung nach B3 § 2 (2) b) AVB 
und B3 § 2 (2) c) AVB ist der Versicherer für einen 
Versicherungsfall, der später als einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Ver-
sicherer hätte zugegangen sein müssen, leistungs-
frei, wenn der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs-
nehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt 
B3 § 2 (5) a) Satz 2 und 3 ABV entsprechend. Die 
Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 
wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, 
bekannt war.  

 c)  Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt beste-
hen,  

  -  soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalls oder den Umfang der Leis-
tungspflicht war oder  

  -  wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalls 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder 

  -  wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seinen Ge-
schäftsgrundsätzen entsprechend erhöhten Bei-
trag verlangt.  

§ 3  Obliegenheiten des Versicherungsnehmers  

(1)  Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalls  

 a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalls 
zu erfüllen hat, sind:  

-  die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen so-
wie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschrif-
ten; 

-  die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbar-
ten Obliegenheiten.  

 b) Rechtsfolgen  

Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalls gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb ei-
nes Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. 

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Oblie-
genheit weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ver-
letzt hat.  

(2)  Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falls  

 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalls folgende Obliegenheiten zu erfüllen:  

 a)  Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen. Dabei hat der Ver-
sicherungsnehmer Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen 
– ggf. auch mündlich oder telefonisch – einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere 
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versicherungs-
nehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln.  

 b)  zusätzlich zu B3 § 3 (2) a) gilt: 

  Der Versicherungsnehmer hat  

  -  dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 
von ihm Kenntnis erlangt hat, innerhalb von 7 
Werktagen – ggf. auch mündlich oder telefonisch – 
anzuzeigen; 
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  - Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;  

  - dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein 
Verzeichnis der abhanden gekommenen Sachen 
einzureichen; 

  - das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, 
bis die Schadenstelle oder die beschädigten Sa-
chen durch den Versicherer freigegeben worden 
sind. Sind Veränderungen unumgänglich, sind das 
Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. 
B. durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis 
zu einer Besichtigung durch den Versicherer aufzu-
bewahren; 

  - soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede 
Auskunft in Textform zu erteilen, die zur Feststel-
lung des Versicherungsfalls oder des Umfanges 
der Leistungspflicht des Versicherers erforderlich 
ist sowie jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang der Ent-
schädigungspflicht zu gestatten;  

  - vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zugemu-
tet werden kann. 

  - Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem anderen als dem Versiche-
rungsnehmer zu, so hat dieser die Obliegenheiten 
nach B3-3.2.1 und B3-3.2.2 ebenfalls zu erfüllen – 
soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtli-
chen Umständen möglich ist.  

(3)  Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung  

 a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach B3 § 3 (1) AVB oder B3 § 3 (2) AVB vorsätzlich, 
so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leis-
tung frei.  

  Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem 
Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entspricht. 

  Die Kürzung erfolgt, abhängig von dem Verschulden 
des Versicherungsnehmers, im Rahmen von 50% bis 
100% des Schadens. 

 b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalls bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat. 

 c)  Der Versicherer bleibt zur Leistung verpflichtet, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat.  

  Dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungs-
falls noch für die Feststellung oder den Umfang, der 
dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich 
war.  

  Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
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Abschnitt B4 - Weitere Regelungen

§ 1 Mehrere Versicherer, Mehrfachversicherung 

(1)  Für die Sachversicherung gilt:  

 a)  Anzeigepflicht  

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Ver-
sicherer die andere Versicherung unverzüglich mitzu-
teilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer 
und die Versicherungssumme anzugeben. Falls 
keine Versicherungssumme vereinbart ist, ist statt-
dessen der Versicherungsumfang anzugeben. 

 b)  Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht  

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nach B4 § 1 (1) a) AVB vorsätzlich oder grob fahrläs-
sig, ist der Versicherer unter den in B3 § 3 AVB be-
schriebenen Voraussetzungen zur Kündigung be-
rechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. 
Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer 
vor Eintritt des Versicherungsfalls Kenntnis von der 
anderen Versicherung erlangt hat.  

 c)  Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversiche-
rung 

  -  Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die 
Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen 
die Summe der Entschädigungen, die von jedem 
Versicherer ohne Bestehen der anderen Versiche-
rung zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt 
eine Mehrfachversicherung vor.  

  - Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer 
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag 
des ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn die Verträge bei demsel-
ben Versicherer bestehen.  

   Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag in 
der Weise, dass die Entschädigung aus allen Ver-
trägen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Versicherungssummen, aus denen 
die Beiträge errechnet wurde, nur in diesem Ver-
trag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Verein-
barung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich 
der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträ-
gen insgesamt keine höhere Entschädigung zu 
leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Versi-
cherungssummen in diesem Vertrag in Deckung 
gegeben worden wäre. 

  - Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu ver-
schaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig. 

   Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt. 

 d)  Beseitigung der Mehrfachversicherung  

  -  Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversi-
cherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die 
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger 

Minderung des Beitrags auf den Teilbetrag herab-
gesetzt wird, der durch die frühere Versicherung 
nicht gedeckt ist.  

   Die Aufhebung des Vertrags oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung 
des Beitrags werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.  

  - Die Regelungen nach B4 § 1 (1) Abschnitt 1 AVB 
sind auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversi-
cherung dadurch entstanden ist, dass nach Ab-
schluss der mehreren Versicherungsverträge der 
Versicherungswert gesunken ist. Sind in diesem 
Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzei-
tig oder im Einvernehmen der Versicherer ge-
schlossen worden, kann der Versicherungsnehmer 
nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versi-
cherungssummen und der Beiträge verlangen.  

§ 2 Erklärungen und Anzeigen, Anschriftenänderung  

(1) Form, zuständige Stelle 

Die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-
zeigen, die den Versicherungsvertrag betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, sind in 
Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) abzugeben. 
Dies gilt nicht, soweit gesetzlich Schriftform oder in die-
sem Vertrag etwas anderes bestimmt ist. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein o-
der in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete 
Stelle1 gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen 
über den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben 
bestehen.  

(2)  Nichtanzeige einer Anschriften- oder Namensänderung  

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegen-
über abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebe-
nen Briefs an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung 
des Briefs als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den 
Fall einer dem Versicherer nicht angezeigten Namensän-
derung des Versicherungsnehmers. 

(3)  Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlas-
sung  

 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, findet 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung B4 
§ 2 (2) entsprechend Anwendung. 

§ 3  Vollmacht des Versicherungsvertreters  

(1)  Erklärungen des Versicherungsnehmers  

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend  

-  den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-
rungsvertrags; 

- ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ-
lich dessen Beendigung;  

- Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss 
des Vertrags und während des Versicherungsverhält-
nisses. 

(2) Erklärungen des Versicherers  

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder de-
ren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu übermitteln. 
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(3)  Zahlungen an den Versicherungsvertreter  

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zah-
lungen anzunehmen, die der Versicherungsnehmer im 
Zusammenhang mit der Vermittlung oder dem Abschluss 
eines Versicherungsvertrags an ihn leistet. Eine Be-
schränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungs-
nehmer nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Be-
schränkung bei der Vornahme der Zahlung kannte oder 
in Folge grober Fahrlässigkeit nicht kannte. 

§ 4  Verjährung  

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der 
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt. Die 
grob fahrlässige Unkenntnis steht der Kenntnis gleich.  

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristbe-
rechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang 
der in Textform (z. B. E-Mail, Telefax oder Brief) mitgeteil-
ten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller 
nicht mit.  

Im Übrigen richtet sich die Verjährung nach den allgemei-
nen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs.  

§ 5  Örtlich zuständiges Gericht  

(1)  Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-
mittler  

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer oder den Versicherungsvermittler bestimmt 
sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Ver-
sicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zu-
ständigen Niederlassung.  

 Ferner ist auch das Gericht zuständig, in dessen Bezirk 
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung oder seinen 

Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat. 

 Verlegt jedoch der Versicherungsnehmer nach Vertrags-
schluss seinen Sitz, den Sitz seiner Niederlassung, sei-
nen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland, sind die Ge-
richte des Staates zuständig, in dem der Versicherer sei-
nen Sitz hat.  

(2)  Klagen gegen Versicherungsnehmer  

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer bestimmt sich die gerichtliche Zu-
ständigkeit nach dem Sitz, dem Sitz der Niederlassung 
oder dem Wohnsitz des Versicherungsnehmers; fehlt ein 
solcher, nach seinem gewöhnlichen Aufenthalt. 

Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich 
die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach 
dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

§ 6  Anzuwendendes Recht  

 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 

§ 7  Embargobestimmung  

Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Em-
bargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen.  

Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsank-
tionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten Staaten 
von Amerika im Hinblick auf den Iran erlassen werden, 
soweit dem nicht europäische oder deutsche Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. 

 

 


